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2230.1.1.1.2.4-UK

Offene Ganztagsschule für Schülerinnen 
und Schüler der Jahrgangsstufen 5 bis 10 

an staatlichen Schulen, kommunalen Schulen 
und Schulen in freier Trägerschaft

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 21. April 2010 Az.: III.5-5 O 4207-6.26 886

Die offene Ganztagsschule ist ein freiwilliges schulisches 
Angebot der ganztägigen Förderung, Bildung und Betreu-
ung von Schülerinnen und Schülern der Jahrgangsstufen 5 
bis 10. Die offene Ganztagsschule wird gemäß Art. 6 Abs. 5 
Satz 2 Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unter-
richtswesen (BayEUG) im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel auf Antrag des jeweiligen Sachaufwandsträgers 
eingerichtet. Die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe 
nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) – Achtes Buch (VIII) 
bzw. der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 
nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) – Zwölftes Buch (XII) 
bleiben unberührt. Die Planungen zur Einrichtung einer 
offenen Ganztagsschule sollen im Benehmen mit den Trä-
gern der öffentlichen Jugendhilfe erfolgen.

An staatlichen Schulen ist der Freistaat Bayern Träger der 
offenen Ganztagsschule.

An kommunalen Schulen und Schulen in freier Träger-
schaft gewährt der Freistaat Bayern Zuwendungen nach 
Maßgabe dieser Bekanntmachung und der allgemeinen 
haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der 
Art. 23 und Art. 44 Bayerische Haushaltsordnung  (BayHO) 
und den dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften, im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Träger dieser 
offenen Ganztagsschulen ist grundsätzlich der jeweilige 
kommunale oder freie Schulträger.

Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus erlässt 
hierzu folgende Bestimmungen:

1. Abschnitt: Begriffsbestimmung und Geltungs-
bereich

1.1 Begriffsbestimmung

1.1.1 Eine offene Ganztagsschule setzt voraus, dass an 
mindestens vier Wochentagen ein ganztägiges 
Angebot für die Schülerinnen und Schüler bereit 
gestellt wird, das wöchentlich mindestens zwölf 
Stunden umfasst, dass an allen Tagen des Ganz-
tagsschulbetriebes für die teilnehmenden Schüle-
rinnen und Schülern ein Mittagessen bereit gestellt 
wird und dass die Bildungs- und Betreuungs-
angebote unter der Aufsicht und Verantwortung 
der Schulleitung organisiert und durchgeführt wer-
den (Art. 57 Abs. 2 des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen – BayEUG) 
und in einem konzeptionellen Zusammenhang mit 
dem Unterricht stehen.

1.1.2 Die offene Ganztagsschule stellt ein freiwilliges 
schulisches Angebot dar, an dem Schülerinnen und 
Schüler nach Anmeldung durch ihre Erziehungs-
berechtigten im Anschluss an den Vormittagsun-
terricht teilnehmen können. Die Förderung und 
Betreuung kann in klassen- und jahrgangsstufen-
übergreifenden Gruppen stattfi nden.

1.1.3 Die offene Ganztagsschule wird an staatlichen 
Schulen als schulische Veranstaltung genehmigt 
und organisiert.

1.1.4 Kinderhorte und sonstige Kindertageseinrichtun-
gen im Sinne des Bayerischen Kinderbildungs- 
und -betreuungsgesetzes (BayKiBiG) sind keine 
offenen Ganztagsschulen im Sinne dieser Bekannt-
machung.

1.1.5 Eine offene Ganztagsschule kann auch an Heim-
schulen oder Schülerheimen in privater oder kom-
munaler Trägerschaft gemäß Art. 106 und 107 des 
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG) eingerichtet werden, 
wenn diese auch für externe Schülerinnen und 
Schüler offenstehen.

1.2 Geltungsbereich

1.2.1 Eine offene Ganztagsschule im Sinne dieser Be-
kanntmachung kann an Hauptschulen, Volks-
schulen zur sonderpädagogischen Förderung, 
Förderschwerpunkt Lernen (Hauptschulstufen), 
Sonderpädagogischen Förderzentren (Hauptschul-
stufen), Realschulen, Wirtschaftsschulen und Gym-
nasien eingerichtet werden.

1.2.2 Die offene Ganztagsschule stellt grundsätzlich 
und vorrangig ein Angebot für Schülerinnen und 
Schüler der Jahrgangsstufen 5 bis 10 dar. Für die 
Betreuung von Schülerinnen und Schülern der 
Jahrgangsstufen 1 bis 4 stehen neben den Kinder-
tageseinrichtungen grundsätzlich die Angebote 
der Mittagsbetreuung und verlängerten Mittags-
betreuung zur Verfügung. In begründeten Aus-
nahmefällen können Schülerinnen und Schüler der 
Jahrgangsstufen 1 bis 4 in offene Ganztagsschulen 
an Hauptschulen, Volksschulen zur sonderpäda-
gogischen Förderung, Förderschwerpunkt Lernen 
(Hauptschulstufen), und Sonderpädagogischen 
Förderzentren (Hauptschulstufen) aufgenommen 
werden, wenn für diese kein anderes erreichbares 
Angebot der Tagesbetreuung (verlängerte Mittags-
betreuung, Kinderhorte und sonstige Kindertages-
einrichtungen im Sinne des Bayerischen Kinder-
bildungs- und -betreuungsgesetzes – BayKiBiG) 
vorhanden ist oder eingerichtet werden kann und 
die pädagogische Konzeption eine bedarfsgerechte 
Förderung dieser Schülerinnen und Schüler ge-
währleistet. Die Aufnahme bedarf der Genehmi-
gung durch das Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus. Ein Antrag auf Erteilung einer Ausnah-
megenehmigung ist nach dem in der  ANLAGE 1 
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beiliegendem Muster vom Sachaufwandsträger zu 
stellen und mit einer Stellungnahme der Schul-
leitung über die zuständige Regierung einzurei-
chen.

1.2.3 Offene Ganztagsschulen können im Einverneh-
men der beteiligten Schulleiter und Sachaufwands-
träger auch Schülerinnen und Schüler verschiede-
ner Schulen und Schularten im Sinne von Nr. 1.2.1 
und 1.2.2 aufnehmen. Die Schulleitung der auf-
nehmenden offenen Ganztagsschule übernimmt 
damit in der Zeit der Teilnahme der Schülerinnen 
und Schüler an der offenen Ganztagsschule die 
Verantwortung und Aufsicht (Art. 57 Abs. 2 des 
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen – BayEUG) für alle bei ihr ange-
meldeten Schülerinnen und Schüler. Ihre Stellung 
als Schülerin und Schüler der abgebenden Schule 
bleibt hiervon jedoch unberührt.

2. Abschnitt: Offene Ganztagsschule an staatlichen 
Schulen

2.1 Genehmigungsvoraussetzungen

2.1.1 Offene Ganztagsschulen werden auf Antrag 
(s. Nr. 2.10) des jeweiligen Sachaufwandsträgers 
der Schule jeweils für ein Schuljahr genehmigt. 
Ein Rechtsanspruch auf Genehmigung besteht 
nicht. Die Genehmigung erfolgt im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel.

2.1.2 Voraussetzung der Genehmigung ist, dass eine 
offene Ganztagsschule im Sinne der Nr. 1.1 und 
1.2 vorliegt und folgende Voraussetzungen erfüllt 
sind:

2.1.2.1 Die offene Ganztagsschule bietet Bildungs- und 
Betreuungsangebote grundsätzlich im Anschluss 
an den Vormittagsunterricht an mindestens vier 
Wochentagen mit wöchentlich mindestens zwölf 
Stunden an. Grundsätzlich ist eine Betreuung bis 
mindestens 16.00 Uhr zu gewährleisten.

2.1.2.2 Die offene Ganztagsschule bietet einen verbind-
lichen Leistungskatalog, der mindestens das An-
gebot einer täglichen Mittagsverpfl egung, einer 
verlässlichen Hausaufgabenbetreuung sowie ver-
schiedenartiger Freizeitangebote umfassen muss. 
Nach Möglichkeit soll das Angebot durch zusätz-
liche Lernhilfen und Förderangebote ergänzt wer-
den.

2.1.2.3 Die offene Ganztagsschule fi ndet in der Verant-
wortung und unter der Aufsicht der Schulleitung 
statt.

2.1.2.4 Der offenen Ganztagsschule liegt ein von der 
Schulleitung und dem Kooperationspartner ge-
mäß Nr. 2.2.2 im Benehmen mit Elternbeirat und 
Schulforum erarbeitetes pädagogisches Konzept 
für die Bildungs- und Betreuungsangebote zugrun-
de. Der Bildungs- und Erziehungsauftrag gemäß 
Art. 1 des Bayerischen Gesetzes über das Erzie-
hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) ist dabei 
auch im Rahmen der offenen Ganztagsschule zu 
verwirklichen.

2.1.2.5 Die offene Ganztagsschule erreicht die Mindest-
teilnehmerzahl im Sinne von Nr. 2.5.1.

2.1.2.6 Der Sachaufwandsträger verpfl ichtet sich zur Über-
nahme des durch die Einrichtung und den Betrieb 
der offenen Ganztagsschule anfallenden zusätz-
lichen Sachaufwandes und zur Mitfi nanzierung 
des Personalaufwandes gemäß Nr. 2.3.4.

2.2 Personal

2.2.1 Das in der offenen Ganztagsschule eingesetzte 
Personal muss die Gewähr für einen angemesse-
nen Umgang mit den Schülerinnen und Schülern 
bieten und über die für das jeweilige Bildungs- und 
Betreuungsangebot erforderliche Fachkompetenz 
verfügen. Die Schulleitung legt unter Beachtung 
der Nr. 2.6.3 bis 2.6.5 die Anforderungen an die 
erforderliche Fachkompetenz fest. Das eingesetzte 
Personal muss darüber hinaus die Gewähr dafür 
bieten, jederzeit für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung einzutreten und im Rahmen ihrer 
Tätigkeit in der offenen Ganztagsschule die politi-
sche, weltanschauliche und religiöse Neutra lität zu 
wahren. Personen, bei denen ein früheres Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis durch den Freistaat Bayern, 
ein anderes Land der Bundesrepublik, den Bund 
oder eine andere Körperschaft des öffent lichen 
Rechts wegen der Verletzung von dienst- oder 
 arbeitsvertraglichen Pfl ichten beendet wurde, 
kommen für eine Tätigkeit in der offenen Ganz-
tagsschule nicht in Betracht. Der Schulleitung ist 
vor Aufnahme der Tätigkeit insbesondere ein er-
weitertes Führungszeugnis nach § 30a Bundeszen-
tralregistergesetz (BZRG) vorzulegen.

2.2.2 Die Schulleitung kann im Benehmen mit dem 
Sachaufwandsträger die Durchführung der Bil-
dungs- und Betreuungsangebote in der offenen 
Ganztagsschule ganz oder teilweise einem freien 
gemeinnützigen Träger oder einer Kommune als 
Kooperationspartner übertragen. Hierzu wird auf 
Vorschlag der Schulleitung ein Kooperationsver-
trag zwischen dem freien Träger bzw. der Kommu-
ne und dem Freistaat Bayern, vertreten durch die 
jeweils zuständige Regierung, geschlossen. Hierfür 
ist der in den Anlagen beigefügte Mustervertrag zu 
verwenden (ANLAGE 2). Für jede offene Ganztags-
schule soll in der Regel ein Kooperationsvertrag 
abgeschlossen werden.

2.2.3 Der freie gemeinnützige Träger oder die Kommu-
ne führt die Betreuungs- und  Bildungsangebote 
mit eigenem Personal gemäß dem jeweiligen pä-
dagogischen Konzept und dem im Kooperations-
vertrag vereinbarten Leistungsumfang durch. Die 
Bildungs- und Betreuungsangebote des Koope-
rationspartners müssen von einer Lehrkraft oder 
sonstigen pädagogischen Fachkraft (z. B. Erzieher, 
Sozialpädagoge) als zentralem Ansprechpartner 
der Schulleitung geleitet werden. Die Schulleitung 
ist dem Kooperationspartner gegenüber nach Maß-
gabe des Kooperationsvertrages weisungsberech-
tigt.

2.2.4 Kommunale Kooperationspartner können kreisan-
gehörige Gemeinden, Gemeindeverbände, Verwal-
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tungsgemeinschaften, kommunale Zweckverbände 
(Schulverbände), Landkreise und kreisfreie Städte 
sein, soweit deren Tätigkeit im Rahmen der offenen 
Ganztagsschule nicht auf Gewinnerzielung gerich-
tet ist. Freie gemeinnützige Träger sind sonstige 
juristische Personen des öffentlichen Rechts und 
solche des privaten Rechts (z. B. eingetragener Ver-
ein, Stiftung, gemeinnützige GmbH) oder sonstige 
rechtsfähige Organisationen z. B. aus den Bereichen 
Jugendarbeit, Sport, Kultur und Ehrenamt, deren 
Tätigkeit nicht auf Gewinnerzielung gerichtet ist. 
Anhaltspunkte für mögliche Kooperationspartner 
können insoweit die zwischen dem Freistaat Bay-
ern und der jeweiligen Organisation geschlossenen 
Rahmenvereinbarungen und Absichtserklärungen 
geben.

2.2.5 Die Schulleitung kann im Benehmen mit dem 
Sachaufwandsträger und in Abstimmung mit dem 
Kooperationspartner ergänzend auch Einzelper-
sonen für Bildungs- und Betreuungsangebote in 
der offenen Ganztagsschule einsetzen. Hierzu wird 
auf Vorschlag der Schulleitung ein befristetes Be-
schäftigungs-, Honorar- oder Dienstverhältnis zwi-
schen der Einzelperson und dem Freistaat Bayern, 
vertreten durch die jeweils zuständige Regierung, 
begründet. Hierfür sind ausschließlich die von der 
Regierung zur Verfügung gestellten Musterver-
träge und Formulare zu verwenden. Jedes Ver-
tragsverhältnis setzt vor Aufnahme der Tätigkeit 
zwingend eine Befristungsvereinbarung voraus 
oder muss eine solche enthalten.

2.3 Budget

2.3.1 Mit Genehmigung der offenen Ganztagsschule 
stellt der Freistaat Bayern für jede nach Maßgabe 
der Nr. 2.5 gebildete Gruppe ein Budget für den 
Personalaufwand zur Verfügung. Das Budget je 
Gruppe und Schuljahr beträgt für die offene Ganz-
tagsschule an

Hauptschulen 26.500 Euro

Volksschulen zur sonderpädago-
gischen Förderung, Förderschwer-
punkt Lernen, Sonderpädagogischen 
Förderzentren:

30.000 Euro

Realschulen, Wirtschaftsschulen, 
Gymnasien

23.000 Euro

2.3.2 Das Budget wird ausschließlich für den Personal-
aufwand für die genehmigten Bildungs- und Be-
treuungsangebote im Rahmen der offenen Ganz-
tagsschule gemäß Nr. 2.1.2 gewährt. Es steht für 
den Abschluss von Kooperations- und Einzelverträ-
gen gemäß Nr. 2.2 zur Verfügung. Die Bewirtschaf-
tung der Mittel obliegt der zuständigen Regierung. 
Der notwendige zusätzliche Sachaufwand für die 
offene Ganztagsschule wird vom Sachaufwands-
träger der Schule getragen.

2.3.3 Nach Verfügbarkeit und pädagogischem Konzept 
kann die Schulleitung auch Lehrerwochenstunden 
– insbesondere für die Hausaufgabenbetreuung – 
in die Bildungs- und Betreuungsangebote der of-
fenen Ganztagsschule einbringen. Die Zahl der 

eingebrachten Lehrerwochenstunden ist bei der 
Antragstellung anzugeben. Das Budget je Gruppe 
verringert sich um den Gegenwert dieser Lehrer-
wochenstunden (bei Hauptschulen um 1.708 €, bei 
Volksschulen zur sonderpädagogischen Förderung, 
Förderschwerpunkt Lernen, und Sonderpädago-
gischen Förderzentren um 2.000 € und bei Real-
schulen, Wirtschaftsschulen und Gymnasien um 
2.125 € je Lehrerwochenstunde). Dabei entspricht 
ein Einsatz für Betreuungsangebote in der offenen 
Ganztagsschule im Umfang von 90 Minuten einer 
Stunde der Unterrichtspfl ichtzeit der Lehrkraft.

2.3.4 Voraussetzung für die Bereitstellung des Budgets 
je Gruppe gemäß Nr. 2.3.1 ist, dass der Sachauf-
wandsträger eine Pauschale zur Mitfi nanzierung 
der Betreuungskosten in Höhe von 5.000 Euro je 
Gruppe und Schuljahr an den Freistaat leistet. Die 
zuständige Regierung überwacht die Zahlung der 
Pauschale. Die Zahlung der Pauschale kann nicht 
durch anrechenbare Sach- oder Personalleistungen 
des Sachaufwandsträgers ersetzt oder abgegolten 
werden.

2.3.5 Unberührt bleibt die Möglichkeit, dass der Sach-
aufwandsträger im Rahmen seiner Zuständigkeit 
für die Förderung gemäß § 24 Abs. 2 SGB VIII 
oder der Kooperationspartner über das staatliche 
Angebot hinausgehende Förderangebote vorse-
hen. Solche zusätzlichen Förderangebote fi nden 
grundsätzlich nicht in staatlicher Trägerschaft und 
damit außerhalb der schulischen und staatlichen 
Verantwortung statt. Schulleitung und Sachauf-
wandsträger bzw. Kooperationspartner sollen ihre 
Angebote jedoch aufeinander abstimmen.

Vereinbart und vergütet der Sachaufwandsträger 
mit einem freien gemeinnützigen Träger im Sinne 
von Nr. 2.2.4 als Kooperationspartner ergänzen-
de, über das staatliche Angebot hinausgehende 
Betreuungsangebote, um z. B. Betreuungszeiten 
nach 16.00 Uhr, an einem weiteren Wochentag oder 
sonstige besondere Angebote anzubieten, können 
diese als schulische Veranstaltung durch- oder fort-
geführt werden, wenn Schulleitung und zuständi-
ge Regierung dem ergänzenden Vertrag zwischen 
Sachaufwandsträger und Kooperationspartner 
zustimmen, die Anforderungen an das für diese 
Angebote eingesetzte Personal den Anforderungen 
gemäß Nr. 2.2.1 entsprechen und der Schulleitung 
für diese Angebote ein Weisungsrecht gegenüber 
dem Kooperationspartner eingeräumt wird.

2.3.6 Ist der Sachaufwandsträger selbst Kooperations-
partner gemäß Nr. 2.2.2, wird seine Verpfl ichtung 
zur Mitfi nanzierung gemäß Nr. 2.3.4 in der Weise 
berücksichtigt, dass die Pauschale zur Mitfi nanzie-
rung der Personalkosten für die Betreuung in Höhe 
von 5.000 Euro je Gruppe und Schuljahr bereits 
bei der Bereitstellung des Budgets gemäß Nr. 2.3.1 
in Abzug gebracht wird. Der Kooperationsvertrag 
zwischen dem Freistaat Bayern und dem kommu-
nalen Kooperationspartner kann zusätzliche För-
derangebote für Betreuungszeiten nach 16.00 Uhr, 
an einem weiteren Wochentag oder sonstige beson-
dere Angebote vorsehen. Die Kosten für diese zu-
sätzlichen Angebote trägt der kommunale Koope-
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rationspartner. Die zusätzlichen Förderangebote 
fi nden dann als schulische Veranstaltung statt.

2.4 Anmeldung und Teilnahme

2.4.1 Die Schülerinnen und Schüler werden von ihren 
Erziehungsberechtigten für die offene Ganztags-
schule vor Beginn des jeweiligen Schuljahres bei 
der Schulleitung angemeldet. Die Anmeldung ist 
für das jeweilige Schuljahr verbindlich. Der Ko-
operationspartner im Sinne von Nr. 2.2.2 kann mit 
der Durchführung des Verfahrens beauftragt wer-
den.

2.4.2 Anmeldung und Teilnahme an der offenen Ganz-
tagsschule müssen mindestens für zwei Nachmit-
tage und damit zugleich im Umfang von sechs 
Wochenstunden erfolgen. Zur Erfüllung dieser 
Mindestteilnahmeverpfl ichtung kann auch ein 
Nachmittag berücksichtigt werden, an dem Pfl icht-
unterricht stattfi ndet. Die Schulleitung kann im 
Einvernehmen mit Elternbeirat und Schulforum 
über diese Mindestzeit hinausgehende verbind-
liche Betreuungszeiten festlegen.

2.4.3 Die Anmeldung soll nach dem in der ANLAGE 3 
beigefügten Muster erfolgen.

2.4.4 Für die Schülerinnen und Schüler besteht im Um-
fang der Anmeldung Anwesenheits- und Teilnah-
mepfl icht. Es gelten insoweit die Bestimmungen 
der Schulordnungen für schulische Veranstal-
tungen sowie für Erkrankungen, Befreiungen, 
Beurlaubungen und Abmeldungen während des 
Schuljahres. Ist die Durchführung der Bildungs- 
und Betreuungsangebote gemäß Nr. 2.2.2 einem 
Kooperationspartner übertragen, informieren sich 
Schulleitung und Kooperationspartner gegenseitig 
möglichst unverzüglich über Erkrankungen, Be-
freiungen, Beurlaubungen und Abmeldungen von 
Schülerinnen und Schülern.

2.5 Schüler und Gruppen

2.5.1 Das Budget gemäß Nr. 2.3 wird je Gruppe in der 
offenen Ganztagsschule zur Verfügung gestellt. 
Die Zahl der Gruppen bestimmt sich nach der Zahl 
der angemeldeten Schülerinnen und Schüler. Die 
Mindestanzahl für die Bildung einer offenen Ganz-
tagsschule beträgt an Hauptschulen, Realschulen, 
Wirtschaftsschulen und Gymnasien 14 Schülerin-
nen und Schüler. Die Bestimmung der Zahl der 
Gruppen nach der jeweiligen Schülerzahl erfolgt 
für diese Schularten anhand folgender Tabelle:

Zahl der Schüler Gruppen

von (Mindestzahl) bis (Höchstzahl)

14 25 1

26 45 2

46 65 3

66 85 4

86 105 5

106 125 6

Zahl der Schüler Gruppen

von (Mindestzahl) bis (Höchstzahl)

126 145 7

146 165 8

166 185 9

186 205 10

Die Mindestanzahl für die Bildung einer offenen 
Ganztagsschule beträgt an Volksschulen zur son-
derpädagogischen Förderung, Förderschwerpunkt 
Lernen (Hauptschulstufen), und Sonderpädago-
gischen Förderzentren (Hauptschulstufen) acht 
Schülerinnen und Schüler. Die Bestimmung der 
Zahl der Gruppen nach der jeweiligen Schüler-
zahl erfolgt für diese Schulart anhand folgender 
Tabelle:

Zahl der Schüler Gruppen

von (Mindestzahl) bis (Höchstzahl)

8 15 1

16 31 2

32 47 3

48 63 4

64 79 5

80 95 6

96 111 7

112 127 8

128 143 9

144 159 10

Eine hiervon abweichende Bestimmung der Zahl 
der Gruppen ist unzulässig.

2.5.2 Die Bestimmung der Zahl der Gruppen dient der 
Bemessung der staatlichen Mittelzuweisung. Für 
die praktische Durchführung der jeweiligen Bil-
dungs- und Betreuungsangebote kann eine davon 
abweichende Größe und Aufteilung der Gruppen 
festgelegt werden.

2.5.3 Ein Schüler wird bei der Bestimmung der Grup-
penzahl berücksichtigt, wenn er mindestens zwölf 
Wochenstunden an der offenen Ganztagsschule 
teilnimmt. Pfl ichtunterricht am Nachmittag kann 
darin einberechnet werden. Auch Schüler, die mehr 
als zwölf Wochenstunden teilnehmen, werden nur 
im Umfang von zwölf Wochenstunden berücksich-
tigt und erhöhen darüber hinaus durch ihre zusätz-
lich gebuchten Wochenstunden nicht die für die 
Gruppenbildung maßgebliche Schülerzahl.

2.5.4 Die Zeiten mehrerer Schüler, die jeweils weniger 
als zwölf Wochenstunden an der offenen Ganztags-
schule teilnehmen, können zusammengerechnet 
werden. Die Summe dieser Betreuungszeiten wird 
durch zwölf dividiert. Der sich daraus ergebende 
Wert wird als zusätzliche Schülerzahl neben den 
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nach Nr. 2.5.3 zu berücksichtigenden Schülern 
bei der Feststellung der Gruppenzahl einbezogen. 
Zahlen mit Dezimalstellen sind auf die nächst hö-
here ganze Zahl aufzurunden. Die Mindestbetreu-
ungszeit je Schüler gemäß Nr. 2.4.2 muss jeweils 
eingehalten werden.

2.5.5 Die Schulleitungen sind grundsätzlich verpfl ich-
tet, Schülerinnen und Schüler, die sich während 
des Schuljahres anmelden, bis zum Erreichen der 
Höchstzahl der genehmigten Gruppen in die offe-
ne Ganztagsschule aufzunehmen.

2.6 Aufsichtspfl icht

2.6.1 Für die Teilnahme in der offenen Ganztagsschule 
gelten die jeweiligen Bestimmungen der Schulord-
nungen zur Aufsicht bei schulischen Veranstaltun-
gen. Die Gesamtverantwortung für die Erfüllung 
der Aufsichtspfl icht über die teilnehmenden Schü-
lerinnen und Schüler trägt die Schulleitung.

2.6.2 Eine Übertragung der Aufsichtspfl icht auf Lehrkräf-
te oder pädagogische Fachkräfte ist zulässig. Die 
Verpfl ichtung der Schulleitung nach Nr. 2.6.1 bleibt 
dabei unberührt. Sie ist insbesondere für Auswahl, 
Instruktion und Kontrolle der Aufsichtspersonen 
verantwortlich und hat durch entsprechende orga-
nisatorische Vorkehrungen und Anordnungen eine 
durchgehende Aufsicht durch geeignete Kräfte zu 
gewährleisten.

2.6.3 Bei Bildungs- und Betreuungsangeboten im natur-
wissenschaftlichen und technischen Bereich müs-
sen die für den jeweiligen Unterricht einschlägigen 
Sicherheitsbestimmungen und Bekanntmachungen 
des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus entsprechend berücksichtigt werden. 
In Betracht kommen u. a. die Richtlinien für die 
Familien- und Sexualerziehung in den bayerischen 
Schulen vom 12. August 2002 (KWMBl I S. 285), 
die Richtlinien für die AIDS-Prävention an den 
bayerischen Schulen vom 15. März 1989  (KWMBl I 
S. 72), geändert mit Bekanntmachung vom 30. Au-
gust 1989 (KWMBl I S. 265), die Richtlinien zur 
Suchtprävention an den bayerischen Schulen vom 
2. September 1991 (KWMBl I S. 303), geändert mit 
Bekanntmachung vom 23. Mai 1996 (KWMBl I 
S. 214), und die Richtlinien für die Umweltbildung 
an den bayerischen Schulen vom 22. Januar 2003 
(KWMBl I S. 61).

2.6.4 Experimente in den naturwissenschaftlichen Berei-
chen und in Technik, Arbeitslehre, Hauswirtschaft 
und Kunst dürfen nur durchgeführt werden, wenn 
das eingesetzte Personal über die hierfür notwen-
dige Fachkompetenz verfügt und sich nachweisbar 
mit den Richtlinien zur Sicherheit im Unterricht 
– Naturwissenschaften, Technik/Arbeitslehre, 
Hauswirtschaft, Kunst – vom 9. September 2003 
(KWMBl I S. 473) vertraut gemacht hat.

2.6.5 Bei Bildungs- und Betreuungsangeboten im Be-
reich Sport ist zu beachten, dass eingesetzte Per-
sonen, die nicht die Lehrbefähigung für das Fach 
Sport besitzen, nur eingesetzt werden dürfen, 
wenn sie über eine freiberufl iche oder vereins-

orientierte Qualifi kation im Sport verfügen, mit 
der sie zumindest fachlich in der Lage sind, Sport 
zu vermitteln. Hierzu gehören die Diplomausbil-
dung Sportwissenschaft, die Ausbildung zum/zur 
Diplom-Sportlehrer/in, die Ausbildung zum/zur 
Staatlich geprüften Sportlehrer/in im freien Beruf 
sowie die Ausbildung zum/zur Staatlich geprüften 
Gymnastiklehrer/in mit Wahlpfl ichtfach Sport und 
Freizeit. Inhaber von Fachübungsleiterlizenzen 
eines Sportfachverbandes dürfen nur im Bereich 
der jeweiligen Sportart eingesetzt werden. Die Be-
kanntmachung zur Sicherheit im Sportunterricht 
vom 8. April 2003 (KWMBl I S. 202), die Bekannt-
machung zur Durchführung von Schwimmun-
terricht an Schulen vom 1. April 1996 (KWMBl I 
S. 192), die Bekanntmachung zum Sportunterricht 
bei erhöhter Ozonkonzentration vom 1. August 
1991 (KWMBl I S. 219), geändert mit Bekanntma-
chung vom 30. September 1991 (KWMBl I S. 406), 
die Bekanntmachung zu Schülerfahrten vom 
5. Februar 2010 (KWMBl S. 82) und die Bekannt-
machung über Sicherheit in der Schule und gesetz-
liche Schülerunfallversicherung vom 11. Dezember 
2002 (KWMBl I 2003 S. 4), ber. am 6. Februar 2003 
(KWMBl I S. 81), in der jeweils geltenden Fassung 
sind entsprechend zu beachten.

2.7 Kostenfreiheit

2.7.1 Die Angebote der offenen Ganztagsschule im 
Zeitraum von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr an vier Wo-
chentagen sind – mit Ausnahme der Kosten für die 
Mittagsverpfl egung – für die Schülerinnen und 
Schüler grundsätzlich kostenfrei. Können im Rah-
men des gemäß Nr. 2.3.1 zur Verfügung gestellten 
Budgets über diesen Zeitraum hinausgehende Bil-
dungs- und Betreuungsangebote gemacht werden, 
sind auch diese kostenfrei.

2.7.2 Der jeweilige Kooperationspartner kann mit Zu-
stimmung der Schulleitung für nicht mehr durch 
das gemäß Nr. 2.3.1 zur Verfügung gestellte Budget 
gedeckte, zusätzliche Betreuungsangebote nach 
16.00 Uhr, an einem weiteren Wochentag oder – mit 
Zustimmung von Elternbeirat und Schulforum – für 
sonstige besondere Angebote mit den Erziehungs-
berechtigten Entgelte vereinbaren. Die Entgelte 
sollen nach Art und Umfang der Inanspruchnahme 
dieses zusätzlichen Angebotes bemessen sein und 
soziale Gesichtspunkte angemessen berücksichti-
gen. Die zusätzlichen Betreuungsangebote fi nden 
dann als schulische Veranstaltung statt.

2.8 Mittagsverpfl egung

Die Mittagsverpfl egung wird im Zusammenwir-
ken von Sachaufwandsträger, Schulleitung und 
Kooperationspartner organisiert. Schulleitung 
und Sachaufwandsträger können hierzu in eigener 
Verantwortung individuelle und auf die jeweiligen 
örtlichen Verhältnisse zugeschnittene pädagogi-
sche Lösungen entwickeln. Die Betreuung wäh-
rend der Mittagszeit ist schulische Aufgabe. Für 
das Mittagessen kann ein Teilnehmerbeitrag von 
den Erziehungsberechtigten erhoben werden. Die 
Schulen wirken im erforderlichen Umfang mit. Im 
Einvernehmen kann die Aufgabe auf Dritte, z. B. 
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Kooperationspartner, Fördervereine, Caterer über-
tragen werden.

Die Teilnahme bedürftiger Schülerinnen und 
Schüler an der Mittagsverpfl egung wird nach 
Maßgabe der Bekanntmachung des Bayerischen 
Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen vom 3. April 2009 (AllMBl 
S. 155) gefördert.

2.9 Räumlichkeiten

Für die offene Ganztagsschule müssen geeignete 
Räume in ausreichender Zahl und Größe zur Ver-
fügung stehen. Die offene Ganztagsschule fi ndet 
in der Schule oder in Einrichtungen statt, die sich 
in unmittelbarer Erreichbarkeit zur Schule befi n-
den.

2.10 Antragsverfahren

2.10.1 Der Antrag auf Einrichtung einer offenen Ganz-
tagsschule ist von der Schulleitung vorzubereiten. 
Der Antrag ist vom Sachaufwandsträger jeweils 
bis zum 10. Juni für das darauffolgende Schuljahr 
– bei Hauptschulen über die Staatlichen Schul-
ämter bzw. bei Realschulen, Wirtschaftsschulen 
und Gymnasien über die MB-Dienststellen, bei 
Förderschulen (Hauptschulstufe) direkt – bei der 
zuständigen Regierung zu stellen. Für den Antrag 
ist das Formblatt der ANLAGE 4 zu verwenden. 
Dem Antrag ist der in ANLAGE 5 beigefügte Mel-
debogen der Schule beizulegen.

2.10.2 Die Genehmigung der offenen Ganztagsschule 
und die Bereitstellung der Mittel erfolgt durch die 
jeweils zuständige Regierung. Die Genehmigung 
kann ganz oder teilweise widerrufen werden, wenn 
die für die genehmigte Gruppenzahl erforder liche 
Mindestzahl von Schülerinnen und Schülern 
während des Schuljahres dauerhaft unterschritten 
wird. Die Genehmigung kann auch bei Wegfall von 
Genehmigungsvoraussetzungen gemäß Nr. 2.1.2 
widerrufen werden.

2.10.3 Die zuständige Regierung ist berechtigt, selbst oder 
durch Beauftragte die Durchführung der Förde-
rung und Betreuung vor Ort, die Teilnahme der 
gemeldeten Schülerinnen und Schüler sowie die 
Angaben im Antrag insbesondere auch durch Kon-
trollen an den Schulen zu überprüfen.

2.10.4 Die Genehmigung durch die zuständige Regierung 
berechtigt zur Einrichtung der offenen Ganztags-
schule als schulisches Angebot für das jeweilige 
Schuljahr. Die Bereitstellung der staatlichen Mit-
tel im Sinne von Nr. 2.3 ist damit im genehmigten 
Umfang gewährleistet.

3. Abschnitt: Offene Ganztagsschule an kommu nalen 
Schulen und Schulen in freier Trägerschaft

3.1 Zuwendungsvoraussetzungen

3.1.1 Offene Ganztagsschulen an kommunalen Schu-
len und Schulen in privater Trägerschaft werden 
auf Antrag (s. Nr. 3.8) des jeweiligen Schulträgers 
gefördert. Die Zuwendungen werden nach Maß-

gabe dieser Bekanntmachung und der allgemeinen 
haushaltsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere 
der Art. 23 und Art. 44 Bayerische Haushaltsord-
nung (BayHO) und den dazu erlassenen Verwal-
tungsvorschriften, im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel gewährt.

3.1.2 Voraussetzung der Zuwendung ist, dass eine offene 
Ganztagsschule im Sinne der Nr. 1.1 und 1.2 vor-
liegt und folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

3.1.2.1 Die offene Ganztagsschule bietet Bildungs- und 
Betreuungsangebote grundsätzlich im Anschluss 
an den Vormittagsunterricht an mindestens vier 
Wochentagen mit wöchentlich mindestens zwölf 
Stunden an. Grundsätzlich ist eine Betreuung bis 
mindestens 16.00 Uhr zu gewährleisten.

3.1.2.2 Die offene Ganztagsschule bietet einen verbind-
lichen Leistungskatalog, der mindestens das An-
gebot einer täglichen Mittagsverpfl egung, einer 
verlässlichen Hausaufgabenbetreuung sowie ver-
schiedenartiger Freizeitangebote umfassen muss. 
Nach Möglichkeit soll das Angebot durch zusätz-
liche Lernhilfen und Förderangebote ergänzt wer-
den.

3.1.2.3 Die offene Ganztagsschule fi ndet in der Verantwor-
tung und unter der Aufsicht der Schulleitung oder 
in Zusammenarbeit mit einem freien gemeinnüt-
zigen Träger als Kooperationspartner der Schule 
statt.

3.1.2.4 Der offenen Ganztagsschule liegt ein von der 
Schulleitung bzw. dem Kooperationspartner ge-
mäß Nr. 3.1.2.3 im Benehmen mit dem Elternbei-
rat erarbeitetes pädagogisches Konzept für die 
Bildungs- und Betreuungsangebote zugrunde. Der 
Bildungs- und Erziehungsauftrag gemäß Art. 1 des 
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und 
Unterrichtswesen (BayEUG) ist dabei auch im 
Rahmen der offenen Ganztagsschule zu verwirk-
lichen.

3.1.2.5 Die offene Ganztagsschule erreicht die Mindest-
teilnehmerzahl im Sinne von Nr. 3.5.1.

3.1.3 Im Übrigen liegen die Organisation der offenen 
Ganztagsschule und die inhaltliche Ausgestaltung 
der Bildungs- und Betreuungsangebote sowie der 
Abschluss von Kooperationsverträgen oder von Be-
schäftigungsverhältnissen mit Einzelkräften in der 
Verantwortung der Schulleitung und des Schul-
trägers.

3.1.4 An kommunalen Schulen und Schulen in freier 
Trägerschaft können auch Ganztagsschulen in ge-
bundener, rhythmisierter Form nach den Bestim-
mungen dieses Abschnitts gefördert werden. Die 
Festbetragsfi nanzierung nach Nr. 3.3 wird dabei 
jedoch nicht je Gruppe gemäß Nr. 3.5.1, sondern 
je gebundener Ganztagsklasse gewährt.

3.2 Personal

Die Bildungs- und Betreuungsangebote müssen 
von einer Lehrkraft oder sonstigen pädagogischen 
Fachkraft (z. B. Erzieher, Sozialpädagoge) geleitet 
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werden. Der Schulträger bzw. Koopera tionspartner 
hat dafür Sorge zu tragen, dass das in der offenen 
Ganztagsschule eingesetzte Personal die Ge-
währ für einen angemessenen Umgang mit den 
Schülerinnen und Schülern bietet und über die 
persönliche Eignung sowie die für das jeweilige 
Bildungs- und Betreuungsangebot erforderliche pä-
dagogische und fachliche Kompetenz verfügt. Im 
Übrigen entscheiden Schulleitung und Schulträger 
bzw. Kooperationspartner nach dem jeweiligen pä-
dagogischen Konzept über die Anforderungen an 
die Qualifi kation des eingesetzten Personals.

3.3 Förderung

3.3.1 Der Freistaat Bayern gewährt für jede nach Maß-
gabe der Nr. 3.5 gebildete Gruppe im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel Zuwendungen für 
den Personalaufwand in Form eines Festbetrages. 
Der Festbetrag je Gruppe und Schuljahr beträgt für 
die offene Ganztagsschule an

Hauptschulen 21.500 Euro

Volksschulen zur sonderpädago-
gischen Förderung, Förderschwer-
punkt Lernen, Sonderpädagogischen 
Förderzentren:

25.000 Euro

Realschulen, Wirtschaftsschulen, 
Gymnasien

18.000 Euro

3.3.2 Die Zuwendung wird ausschließlich für den Per-
sonalaufwand für die Bildungs- und Betreuungs-
angebote im Rahmen der offenen Ganztagsschule 
gewährt. Die zweckentsprechende Mittelverwen-
dung ist gegenüber der Bewilligungsbehörde nach-
zuweisen.

3.3.3 Der durch die Einrichtung und den Betrieb der 
offenen Ganztagsschule anfallende zusätzliche 
Sachaufwand ist vom jeweiligen Schulträger zu 
tragen.

3.3.4 Bei der Bemessung der Festbetragsfi nanzierung 
durch den Freistaat nach Nr. 3.3.1 ist bereits ein 
Eigenbeitrag des jeweiligen Schulträgers zum Per-
sonalaufwand in Höhe von 5.000 Euro je Gruppe 
und Schuljahr in Abzug gebracht.

3.3.5 Soweit dem Schulträger staatliche Lehrkräfte zu-
gewiesen werden, können je nach Verfügbarkeit 
und pädagogischem Konzept auch Lehrerwochen-
stunden dieser Lehrkräfte in die Bildungs- und 
Betreuungsangebote der offenen Ganztagsschule 
eingebracht werden. Die Zahl der eingebrachten 
Lehrerwochenstunden ist bei der Antragstellung 
anzugeben. Der Festbetrag je Gruppe verringert 
sich um den Gegenwert dieser Lehrerwochenstun-
den (bei Hauptschulen um 1.708 €, bei  Volksschu-
len zur sonderpädagogischen Förderung, Förder-
schwerpunkt Lernen, und Sonderpädagogischen 
Förderzentren um 2.000 € und bei Realschulen, 
Wirtschaftsschulen und Gymnasien um 2.125 € je 
Lehrerwochenstunde). Dabei entspricht ein Einsatz 
für Betreuungsangebote in der offenen Ganztags-
schule im Umfang von 90 Minuten einer Stunde 
der Unterrichtspfl ichtzeit der Lehrkraft.

3.4 Anmeldung und Teilnahme

3.4.1 Die Schülerinnen und Schüler werden von ihren 
Erziehungsberechtigten für die offene Ganztags-
schule vor Beginn des jeweiligen Schuljahres bei 
der Schulleitung angemeldet. Die Anmeldung ist 
für das jeweilige Schuljahr verbindlich. Im Übrigen 
wird das Verfahren von Schulleitung und Schul-
träger in eigener Verantwortung festgelegt.

3.4.2 Anmeldung und Teilnahme an der offenen Ganz-
tagsschule müssen mindestens für zwei Nachmit-
tage und damit zugleich im Umfang von sechs 
Wochenstunden erfolgen. Zur Erfüllung dieser 
Mindestteilnahmeverpfl ichtung kann auch ein 
Nachmittag berücksichtigt werden, an dem Pfl icht-
unterricht stattfi ndet.

3.4.3 Die Anmeldung soll nach dem in der ANLAGE 3 
beigefügten Muster erfolgen.

3.4.4 Für die Schülerinnen und Schüler besteht im 
 Umfang der Anmeldung Anwesenheits- und Teil-
nahmepfl icht.

3.5 Schüler und Gruppen

3.5.1 Die Festbetragsfi nanzierung im Sinne von Nr. 3.3 
wird je Gruppe in der offenen Ganztagsschule 
zur Verfügung gestellt. Die Zahl der Gruppen be-
stimmt sich nach der Zahl der angemeldeten und 
teilnehmenden Schülerinnen und Schüler. Die 
Mindestanzahl für die Bildung einer offenen Ganz-
tagsschule beträgt an Hauptschulen, Realschulen, 
Wirtschaftsschulen und Gymnasien 14 Schülerin-
nen und Schüler. Die Bestimmung der Zahl der 
Gruppen nach der jeweiligen Schülerzahl erfolgt 
für diese Schularten anhand folgender Tabelle:

Zahl der Schüler Gruppen

von (Mindestzahl) bis (Höchstzahl)

14 25 1

26 45 2

46 65 3

66 85 4

86 105 5

106 125 6

126 145 7

146 165 8

166 185 9

186 205 10

Die Mindestanzahl für die Bildung einer offenen 
Ganztagsschule beträgt an Volksschulen zur son-
derpädagogischen Förderung, Förderschwerpunkt 
Lernen (Hauptschulstufen), und Sonderpädago-
gischen Förderzentren (Hauptschulstufen) acht 
Schülerinnen und Schüler. Die Bestimmung der 
Zahl der Gruppen nach der jeweiligen Schüler-
zahl erfolgt für diese Schulart anhand folgender 
Tabelle:



KWMBl Nr. 11/2010 161

Zahl der Schüler Gruppen

von (Mindestzahl) bis (Höchstzahl)

8 15 1

16 31 2

32 47 3

48 63 4

64 79 5

80 95 6

96 111 7

112 127 8

128 143 9

144 159 10

Eine hiervon abweichende Bestimmung der Zahl 
der Gruppen ist unzulässig.

3.5.2 Die Bestimmung der Zahl der Gruppen dient 
der Bemessung der staatlichen Förderung. Für 
die praktische Durchführung der jeweiligen Bil-
dungs- und Betreuungsangebote kann eine davon 
abweichende Größe und Aufteilung der Gruppen 
festgelegt werden.

3.5.3 Ein Schüler wird bei der Bestimmung der Grup-
penzahl berücksichtigt, wenn er mindestens zwölf 
Wochenstunden an der offenen Ganztagsschule 
teilnimmt. Pfl ichtunterricht am Nachmittag kann 
darin einberechnet werden. Auch Schüler, die mehr 
als zwölf Wochenstunden teilnehmen, werden nur 
im Umfang von zwölf Wochenstunden berücksich-
tigt und erhöhen darüber hinaus durch ihre zusätz-
lich gebuchten Wochenstunden nicht die für die 
Gruppenbildung maßgebliche Schülerzahl.

3.5.4 Die Zeiten mehrerer Schüler, die jeweils weniger 
als zwölf Wochenstunden an der offenen Ganztags-
schule teilnehmen, können zusammengerechnet 
werden. Die Summe dieser Betreuungszeiten wird 
durch zwölf dividiert. Der sich daraus ergebende 
Wert wird als zusätzliche Schülerzahl neben den 
nach Nr. 3.5.3 zu berücksichtigenden Schülern 
bei der Feststellung der Gruppenzahl einbezogen. 
Zahlen mit Dezimalstellen sind auf die nächst hö-
here ganze Zahl aufzurunden. Die Mindestbetreu-
ungszeit je Schüler gemäß Nr. 3.4.2 muss jeweils 
eingehalten werden.

3.6 Teilnehmerbeitrag

Für die Angebote der offenen Ganztagsschule 
können an kommunalen Schulen und Schulen in 
freier Trägerschaft Teilnehmerbeiträge von den Er-
ziehungsberechtigten erhoben werden. Die Teil-
nehmerbeiträge sollen nach Art und Umfang der 
Inanspruchnahme der Angebote bemessen und 
nach sozialen Gesichtspunkten gestaffelt sein.

3.7 Räumlichkeiten

Für die offene Ganztagsschule müssen geeignete 
Räume in ausreichender Zahl und Größe zur Ver-

fügung stehen. Die offene Ganztagsschule fi ndet 
in der Schule oder in Einrichtungen statt, die sich 
in unmittelbarer Erreichbarkeit zur Schule befi n-
den.

3.8 Antragsverfahren

3.8.1 Der Antrag auf Förderung einer offenen Ganz-
tagsschule ist für jedes Schuljahr zu stellen. Er ist 
von der Schulleitung vorzubereiten. Der Antrag ist 
vom Schulträger jeweils bis zum 10. Juni für das 
darauffolgende Schuljahr – bei Hauptschulen über 
die Staatlichen Schulämter bzw. bei Realschulen, 
Wirtschaftsschulen und Gymnasien über die MB-
Dienststellen, bei Förderschulen (Hauptschulstufe) 
direkt – bei der zuständigen Regierung zu stellen. 
Für den Antrag ist das Formblatt der ANLAGE 4 
zu verwenden. Dem Antrag ist der in ANLAGE 5 
beigefügte Meldebogen der Schule beizulegen.

3.8.2 Die Förderung der offenen Ganztagsschule wird 
durch die jeweils zuständige Regierung bewilligt. 
Die Bewilligung kann ganz oder teilweise widerru-
fen werden, wenn die für die genehmigte Gruppen-
zahl erforderliche Mindestzahl von Schülerinnen 
und Schülern während des Schuljahres dauerhaft 
unterschritten wird. Der Bewilligungsbescheid 
kann auch bei Wegfall von Zuwendungsvoraus-
setzungen gemäß Nr. 3.1.2 widerrufen werden.

3.8.3 Die zuständige Regierung ist berechtigt, selbst oder 
durch Beauftragte die Durchführung der Förde-
rung und Betreuung vor Ort, die Teilnahme der 
gemeldeten Schülerinnen und Schüler sowie die 
Angaben im Antrag insbesondere auch durch Kon-
trollen an den Schulen zu überprüfen.

4. Abschnitt: Schlussbestimmungen

4.1 Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 1. August 2010 in 
Kraft.

4.2 Außerkrafttreten

Mit Ablauf des 31. Juli 2010 tritt die Bekanntma-
chung des Staatsministeriums für Unterricht und 
Kultus zur offenen Ganztagsschule für Schülerin-
nen und Schüler der Jahrgangsstufen 5 bis 10 an 
staatlichen Schulen, kommunalen Schulen und 
Schulen in freier Trägerschaft vom 1. Juli 2009 
(KWMBl S. 270) außer Kraft.

4.3 Anlagen

Die genannten Anlagen sind auf der Homepage 
des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus 
unter www.stmuk.bayern.de  Schule  Ganztags-
schule  offene Ganztagsschule verfügbar.

Erha r d 
Ministerialdirektor
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2160-UK

Hinweise zur Card für Jugendleiterinnen 
und Jugendleiter – Juleica

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 5. Mai 2010 Az.: V.8-5 K 6270-3.42 382

Aufgrund einer Vereinbarung der Obersten Landesjugend-
behörden vom 4./5. Juni 2009 wird die seit dem Jahr 1999 
bestehende einheitliche Jugendleiterinnen-/Jugendleiter-
Card Juleica durch die Entwicklung von bundeseinheit-
lichen Qualitätsstandards weiterentwickelt.

Im Einzelnen wird hierzu Folgendes bestimmt:

1. Verwendungszweck

1.1 Die Juleica soll Jugendleiterinnen und Jugendleitern 
insbesondere dienen

a)  zur Legitimation gegenüber den Erziehungsberech-
tigten von Kindern und Jugendlichen;

b)  zur Legitimation gegenüber Behörden und ande-
ren Stellen, von denen Beratung und Hilfe erwartet 
wird (z. B. Jugendämter, Polizei, Konsulate);

c)  zum Nachweis der auf Basis der Qualitätsstandards 
erworbenen Kompetenzen und Fähigkeiten (per-
sönliches Portfolio);

d)  zum Nachweis der Berechtigung für die Inan-
spruchnahme der für Jugendgruppen und Jugend-
leiterinnen und Jugendleiter vorgesehenen Rechte 
und Vergünstigungen.

1.2 Aufgrund der gegenseitigen Anerkennung durch die 
Obersten Landesjugendbehörden können die an die 
Juleica geknüpften Vergünstigungen in den Ländern 
der Bundesrepublik nach den dort jeweils geltenden 
Regelungen in Anspruch genommen werden.

1.3 Eine Verpfl ichtung zur Führung des Ausweises be-
steht nicht. Die für die Inanspruchnahme von Ver-
günstigungen geforderten Voraussetzungen können 
gegebenenfalls auch auf andere Weise nachgewiesen 
werden.

2. Voraussetzungen

2.1 Der Ausweis wird in der Regel nur für ehrenamtlich 
tätige Jugendleiterinnen und Jugendleiter ausgestellt. 
Das sind alle Leiterinnen und Leiter oder Helferinnen 
und Helfer in der Jugendarbeit, sofern diese Tätigkeit 
kontinuierlich über einen längeren Zeitraum und nicht 
im Rahmen eines Arbeits- oder Dienstverhältnisses, 
sondern im Wesentlichen unentgeltlich ausgeübt 
wird.

Andere – haupt- oder nebenberufl ich tätige – Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in der Jugendarbeit kön-
nen eine Juleica erhalten, wenn sie in ähnlicher Weise 
 tätig werden, z. B. wiederholt leitende Funktionen bei 
 Ferien- und Erholungsmaßnahmen oder Maßnahmen 
des internationalen Jugendaustausches übernehmen.

2.2 Voraussetzung ist in der Regel, dass die Jugendleiterin/
der Jugendleiter

a)  für eine dem Bayerischen Jugendring angehören-
de Jugendorganisation (Jugendverband, Jugend-
gemeinschaft oder Jugendring) oder

b)  für einen sonstigen gemäß § 75 SGB VIII anerkann-
ten Träger der freien Jugendhilfe oder

c) für einen Träger der öffentlichen Jugendhilfe

tätig ist.

In Ausnahmefällen kann der Ausweis auch für Jugend-
leiterinnen und Jugendleiter bei einem (noch) nicht 
anerkannten Träger der freien Jugendhilfe ausgestellt 
werden, sofern dieser einen Antrag auf Aufnahme 
in den Bayerischen Jugendring oder auf öffentliche 
 Anerkennung gestellt hat und nachweisbar bereits för-
derungswürdige Arbeit leistet.

2.3 Darüber hinaus müssen folgende Voraussetzungen 
erfüllt sein:

a)  Die Qualifi zierung zum Erwerb der Juleica umfasst 
mindestens 30 Zeitstunden (entsprechend 40 Schu-
lungseinheiten).

b)  Der Nachweis ausreichender Kenntnisse in Erster 
Hilfe ist im Umfang eines einschlägigen „Erste-
Hilfe-Lehrgangs“ (12 Zeitstunden entsprechend 
16 Schulungseinheiten) zu erbringen. Diese Schu-
lung ist von einem lizenzierten Träger durchzufüh-
ren. Die Absolvierung eines dementsprechenden 
Lehrgangs darf bei Antragstellung nicht länger als 
drei Jahre zurückliegen.

c)  Die praktische und theoretische Qualifi zierung 
zum Erwerb der Juleica umfasst mindestens die 
folgenden Inhalte/Themenschwerpunkte:

–  Aufgaben und Funktionen der Jugendleiterin/des 
Jugendleiters und Befähigung zur Leitung von 
Gruppen,

–  Ziele, Methoden und Aufgaben der Jugend-
arbeit,

–  Rechts- und Organisationsfragen der Jugend-
arbeit,

–  psychologische und pädagogische Grundlagen 
für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen,

–  Gefährdungstatbestände des Jugendalters und 
Fragen des Kinder- und Jugendschutzes,

–  weitere aktuelle Themen des Jugendalters und 
der Jugendarbeit wie Partizipation, Geschlech-
terrollen und Gender Mainstreaming, Prävention 
sexueller Gewalt, Migrationshintergrund und in-
terkulturelle Kompetenz, internationaler Jugend-
austausch sowie verbandsspezifi sche Themen.

d)  Die erfolgreiche Teilnahme an einer Qualifi zie-
rungsmaßnahme ist durch den jeweiligen Träger 
zu bestätigen. Auf Antrag kann eine erfolgreich ab-
solvierte einschlägige Berufsausbildung als Juleica-
Qualifi zierung anerkannt werden.

e)  Die Ausweisinhaber sollen in der Regel das 16. Le-
bensjahr vollendet haben. In besonders vom Träger 
zu begründenden Fällen kann der Ausweis auch für 
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Jugendleiterinnen und Jugendleiter im Alter von 
15 Jahren ausgestellt werden.

2.4 Die Juleica wird für eine Gültigkeitsdauer von höchs-
tens drei Jahren ausgestellt. Bei Fortsetzung der Tä-
tigkeit ist rechtzeitig vor Ablauffrist eine neue Card zu 
beantragen. Für die Verlängerung (Neu-Ausstellung) 
der Juleica ist die Teilnahme an einer oder an meh-
reren Fortbildungsveranstaltungen im Bereich der 
Jugendhilfe im Umfang von insgesamt mindestens 
8 Zeitstunden (entsprechend 10 Schulungseinheiten) 
nachzuweisen.

2.5 Wenn die Voraussetzungen für die Ausstellung entfal-
len, ist die Card zurückzugeben.

3. Herstellung und Bestellung der Juleica

3.1 Die Juleica wird bundeszentral nach einem einheit-
lichen Muster hergestellt, das unter http://dbjr.de/
juleica abrufbar ist.

3.2 Sie wird im Online-Antragsverfahren unter www.ju
leica.de oder https://www.juleica-antrag.de beantragt. 
Voraussetzung sind neben den unter Nr. 2 genannten 
eine E-Mail-Adresse des Antragsstellers/der Antrag-
stellerin sowie ein digitales Portrait-Foto.

3.3 Die einzelnen Schritte zur Antragsstellung sind selbst-
erklärend. Nach der Antragstellung wird die Jugend-
leiterin/der Jugendleiter per E-Mail über die weiteren 
Bearbeitungsschritte informiert und kann so nachver-
folgen, wann der Antrag zum Druck freigegeben wird. 
In Bayern wird je nach Kreis- oder Stadtjugendring 
die Juleica entweder direkt von der Druckerei an die 
Antragstellerin/den Antragsteller gesandt oder über 
den Kreis- oder Stadtjugendring übermittelt.

4. Zuständigkeit und Kosten

4.1 Zuständig für die Ausstellung der Juleica (d. h. kon-
kret für deren Bestellung und Aushändigung) sind 
grundsätzlich die Jugendämter. Das Staatsministeri-
um empfi ehlt jedoch, die Aufgabe wegen der größe-
ren Sachnähe auf die Kreis- und Stadtjugendringe zu 
übertragen. In den darüber gem. Art. 32 Abs. 4 Satz 5 
in Verbindung mit Abs. 7 Satz 2 AGSG zu treffenden 
Vereinbarungen ist u. a. zu regeln, wie die anfallenden 
Kosten erstattet bzw. verrechnet werden.

4.2 Die örtliche Zuständigkeit bestimmt sich nach dem 
Sitz des Trägers oder dessen Untergliederung, für die 
die Jugendleiterin/der Jugendleiter tätig ist.

4.3 Für die Ausstellung der Juleica, die im öffentlichen 
Interesse liegt, ist keine Gebühr zu erheben. Bei wie-
derholter Ausstellung wegen Verlust der Card kann 
vom Antragsteller Kostenersatz verlangt werden.

5. Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 1. Juli 2010 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die bisherige Bekanntmachung über 
die Juleica vom 26. März 1999 (KWMBl I S. 105) außer 
Kraft.

Abweichend von Nr. 2.3 Buchst. a bis c und Nr. 2.4 
kann die fachliche Qualifi kation zum Erwerb der Ju-
leica bis zum Ablauf des 31. Dezember 2010 nach den 
bisher geltenden Regelungen nachgewiesen werden.

Erha r d 
Ministerialdirektor

2236.5.2-UK

Änderung der Bekanntmachung zum Vollzug 
der Schulordnung für die Wirtschaftsschulen 

in Bayern; hier: Zeugnismuster

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 5. Mai 2010 Az.: VII.7-5 S 9610-4-7.38 838 

Die Bekanntmachung zum Vollzug der Schulordnung für 
die Wirtschaftsschulen in Bayern; hier: Zeugnismuster vom 
28. Juli 2003 (KWMBl I S. 350), geändert durch Bekannt-
machung vom 16. März 2009 (KWMBl S. 152), wird wie 
folgt geändert:

1. Die Anlagen 1 bis 8 bleiben unverändert bestehen. 
Die bisherigen Anlagen 9 bis 16 fallen ersatzlos weg. 
Die bisherigen Anlagen 17 bis 24 werden zu Anlagen 
9 bis 16.

2. Diese Bekanntmachung tritt am 1. August 2010 in 
Kraft.

Erha r d 
Ministerialdirektor

2230.1.1.1.1.0-UK

Änderung der Bekanntmachung 
über den Einsatz von Honorarkräften an Schulen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 7. Mai 2010 Az.: II.5-5 S 4406-6.45 744 

Die Bekanntmachung zum Einsatz von Honorarkräften an 
Schulen vom 26. August 2008 (KWMBl S. 251) wird wie 
folgt geändert:

1. In Nr. 4.3 Abs. 2 erhält der letzte Halbsatz folgende Fas-
sung: „und durch Vorlage eines aktuellen erweiterten 
Führungszeugnisses gemäß § 30a BZRG.“

2. Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 
2010 in Kraft.

Erha r d 
Ministerialdirektor
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2236.4.2-UK

Berichtigung

In Anlage 8 der Bekanntmachung des Bayerischen 
 Staatsministeriums für Unterricht und Kultus über den 
Vollzug der Berufsfachschulordnung Pfl egeberufe – Zeug-
nismuster – vom 1. März 2010 (KWMBl S. 101) muss es an 
Stelle der Worte „Lebenszeit- und Lebensraumgestaltung“ 
richtig lauten:

„Grundlagen der Pfl ege“.

München, den 10. Mai 2010

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Erha r d 
Ministerialdirektor
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